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Der ADAC e.V. ist ein nicht-wirtschaftlicher Verein, der seine vorrangige Aufgabe in der Förderung und 
Aufrechterhaltung der Mobilität seiner Mitglieder sieht. Hilfe, Rat und Schutz nach Panne, Unfall und 
Krankheit beschreiben den Kern der Tätigkeiten. Ein hohes Engagement zeigt der ADAC für die Verkehrs-
sicherheit sowie die Verkehrserziehung. Unabhängige Verbraucherschutztests dienen der Aufklärung 
der Mitglieder und tragen u. a. zu Fortschritten bei der Fahrzeugsicherheit, beim Umwelt- und Klima-
schutz bei. Der ADAC ist ein anerkannter Verbraucherverband. Die Beratungsleistung für Mitglieder um-
fasst juristische, technische sowie touristische Themen. Zusätzlich gilt der Einsatz des ADAC der Förde-
rung des Motorsports und des Tourismus sowie der Erhaltung, Pflege und Nutzung des kraftfahrttech-
nischen Kulturgutes, der Förderung der Luftrettung sowie der Wahrnehmung und Förderung der Inte-
ressen der Sportschifffahrt. Auch können Mitglieder wie Nicht-Mitglieder über den ADAC die THG-Quo-
ten für ihre Elektrofahrzeuge einreichen und handeln. Im Rahmen der Interessensvertretung setzt sich 
der ADAC für die Belange der Verkehrsteilnehmenden sowie für Fortschritte im Verkehrswesen unter 
Berücksichtigung des Umwelt- und Klimaschutzes ein. Der ADAC ist eingetragen im Lobbyregister des 
Deutschen Bundestags nach dem Lobbyregistergesetz, Registernummer: R002184. Die Interessensver-
tretung wird auf der Grundlage des Verhaltenskodex nach dem Lobbyregistergesetz und dem ADAC Ver-
haltenskodex Interessensvertretung betrieben. 

 

Der ADAC e. V. bedankt sich für die Möglichkeit einer Stellungnahme zum Referentenentwurf des 
Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz für ein Ge-
setz zur Anpassung des Batterierechts an die VO (EU) 2023/1542 (Batterie-EU-Anpassungsgesetz – 
Batt-EU-AnpG) und nimmt wie folgt Stellung: 
 

Der ADAC begrüßt die Bestrebungen, einen einheitlichen Rechtsrahmen zu schaffen, der den gesamten 
Lebenszyklus von Batterien betrachtet und damit die etablierten und effizienten Strukturen im Bereich 
der Rücknahme und Entsorgung von Altbatterien beibehält und konstruktiv weiterentwickelt. 
Batterierohstoffe sind gerade in der heutigen Zeit wertvolle Güter. Zudem mindert eine höhere Recyc-
lingquote die Abhängigkeit vom Import teurer Rohstoffe. So kann eine Steigerung des Rücklaufs von 
Altbatterien und deren Wiederverwendung nicht nur bezüglich der Umwelt sehr sinnvoll sein, sondern 
sich auch für Verbraucher, etwa durch geringere Batteriepreise, vorteilhaft auswirken.  
 
Konkret bezogen auf einzelne Paragrafen äußert sich der ADAC wie folgt: 

 
1. Zu § 14: Rücknahmepflichten der Händler bzgl. Altbatterien für leichte Verkehrsmittel (LV-Alt-

Batterien) 
Positiv zu bewerten ist, dass sich die Rücknahmepflicht gemäß Art. 1 Abs. 3 der VO (EU) 2023/1542 
nun auch auf Altbatterien aus leichten Verkehrsmitteln, wie z. B. E-Bikes oder E-Scooter, erstrecken 
soll. Im Rahmen der vom ADAC angebotenen Rechtsberatung kommen immer wieder Fragen nach den 
Rückgabemöglichkeiten von Altbatterien dieser Fahrzeuge vor. Nicht zuletzt machen die genannten 
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Fahrzeuge in Summe durchaus eine relevante Größe aus, deren Potenzial es auch hinsichtlich des Re-
cyclings zu nutzen gilt. 
 
a) Abs. 1: Beschränkung auf die Menge, derer sich private Endnutzer üblicherweise entledigen 
Gemäß § 14 Abs. 1 S. 1 beschränkt sich die Rücknahmeverpflichtung für LV-Batterien auf die Menge, 
derer sich private Endnutzer „üblicherweise entledigen“. Hierbei handelt es sich um einen unbestimm-
ten Rechtsbegriff. Sollten Verbraucher beispielsweise mehr als eine Batterie (z. B. die eines E-Bikes 
und eines E-Scooters) zurückgeben wollen, könnten sie damit bereits auf das Wohlwollen des Händ-
lers angewiesen sein, ob er die Batteriemenge akzeptiert oder nicht. Hier sollte daher eine entspre-
chende Konkretisierung des Wortlauts in Erwägung gezogen werden, was unter „üblicherweise“ zu 
verstehen ist. 
 
b) Abs. 2: Im Fernabsatz Rückgabemöglichkeiten in zumutbarer Entfernung zum jeweiligen  

Endnutzer  
Gemäß § 14 Abs. 2 haben Händler, die LV-Batterien im Wege von Fernabsatzverträgen an Endnutzer 
abgeben, zur Erfüllung ihrer Pflicht aus Absatz 1 geeignete Rückgabemöglichkeiten in zumutbarer Ent-
fernung zum jeweiligen Endnutzer einzurichten. Hier wäre aus Gründen des Verbraucherschutzes eine 
Konkretisierung des unbestimmten Rechtsbegriffs der „zumutbaren Entfernung“ wünschenswert. 
Denkbar wäre hier beispielsweise eine entsprechende Regelung parallel zu § 3 Abs. 3 AltfahrzeugV von 
nicht mehr als 50 Kilometern Entfernung. Zur Erfüllung der in Art. 62 Abs. 4 der EU VO 2023/1542 be-
gründeten Verpflichtung sollte für Händler im Fernabsatz die Sicherstellung der Entgegennahme durch 
Dritte ausreichend sein.  
 
2. Zu § 15: Mitwirkung der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bei leichten Verkehrsmitteln 
Ebenfalls positiv ist, dass künftig Verbraucher die Möglichkeit bekommen sollen, LV-Batterien am 
kommunalen Wertstoffhof zurückzugeben. Durch Rückgriff auf für den Verbraucher bekannte Entsor-
gungsstrukturen dürfte die Rückgabe dieser Altbatterien erleichtert werden.  
Unklar bleibt, ob diese Vorschrift auch für LV-Batterien gelten soll, die gemäß § 14 Abs. 2 im Wege ei-
nes Fernabsatzvertrages erworben wurden. Der ADAC hält die Einbeziehung dieser aus Verbraucher-
sicht ausdrücklich für wünschenswert. Hier würde sich daher ggfs. eine entsprechende Konkretisie-
rung anbieten.  
 
3. Zu § 18 Abs. 2: Pflichten der Händler bzgl. Starter-, Industrie- und Elektrofahrzeugbatterien 
Als ADAC besitzen wir bis dato belastbare Erfahrungswerte lediglich zu Starter- und Elektrofahrzeug-
batterien. Bezüglich der zu § 14 Abs. 2 analogen Regelung des § 18 Abs. 2, wonach Händler, die Star-
ter- und Elektrofahrzeugaltbatterien im Wege von Fernabsatzverträgen an Endnutzer abgeben, geeig-
nete Rückgabemöglichkeiten in „zumutbarer Entfernung“ zum jeweiligen Endnutzer einzurichten ha-
ben, wäre auch hier aus Gründen des Verbraucherschutzes eine Konkretisierung der „zumutbaren Ent-
fernung“ wünschenswert. Diesbezüglich verweisen wir auf unsere obigen Ausführungen.  
 
4. Zu § 19: Pfandpflicht für Starterbatterien 
Erfreulich ist, dass das dem Verbraucher bekannte und in der Praxis bewährte Pfandsystem beibehal-
ten werden soll.  
 
5. Zu § 20: Mitwirkung der öffentlich-rechtlichen Entsorgungsträger bzgl. Starter- und Elektrofahr-

zeugbatterien 
Positiv ist weiter, dass künftig Verbraucher die Möglichkeit bekommen, auch Starter- und Elektrofahr-
zeugbatterien am kommunalen Wertstoffhof zurückzugeben. Durch Rückgriff auf dem Verbraucher 
bekannte Entsorgungsstrukturen wird auch hier die Rückgabe erleichtert. Zudem wird die Anzahl der 
Sammelstellen erweitert.  
Unklar ist (wie bereits oben unter 2 dargestellt), ob diese Vorschrift auch für Batterien gelten soll, die 
gemäß § 18 Abs. 2 im Wege eines Fernabsatzvertrages erworben wurden. Dies wäre für Verbraucher 
wünschenswert und sollte ggfs. noch entsprechend konkretisiert werden.   
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6. Zu § 23: Informationspflichten der Händler und § 24: Informationspflichten der Organisationen 

für Herstellerverantwortung nach § 8 
Es ist aus Verbrauchersicht grundsätzlich positiv, dass Altbatterien im Handelsgeschäft unentgeltlich 
zurückgegeben werden können und dass darüber auch angemessen informiert werden soll. Auch die 
Informationspflichten der Händler bezüglich der Verpflichtung der Endnutzer zur Rückgabe von Altbat-
terien begrüßt der ADAC. Nicht zuletzt sind die weiteren Informationspflichten, etwa über Sinn und 
Zweck der getrennten Sammlung von Altbatterien, sinnvoll, um das Verständnis auf Endnutzerseite zu 
fördern. 
 

 
 
 

Kontakt: 

ADAC e.V. 
Büro Berlin 
Unter den Linden 38 
10117 Berlin 
E-Mail:   
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